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284 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1980,
mit dem das Landwirtschaftsgesetz 1976 ge-
ändert wird (Landwirtschaftsgesetz-Novelle

1980)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Art. II des Landwirtschaftsgesetzes
1976, BGBl. Nr. 299, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 267/1978 und des Art. II des
vorliegenden Bundesgesetzes enthalten sind, sowie
die Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum
Ablauf des 30. Juni 1982 auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfas-
sungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas ande-
res vorsieht.

Artikel II
Das Landwirtschaftsgesetz 1976 wird wie folgt

geändert:

1. Dem § 8 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
„(3) Der Bundesminister für Land- und Forst-

wirtschaft ist ermächtigt, einzelbetriebliche Buch-
führungsergebnisse zur Feststellung der wirt-
schaftlichen Lage der Landwirtschaft eines Landes
dem betreffenden Land zur Verfügung zu stellen.
Für das in Betracht kommende Land gelten die
Bestimmungen des Abs. 2 sinngemäß."

2. § 12 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des

30. Juni 1982 außer Kraft."

Artikel III
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1980

in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

sind hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung
und hinsichtlich des Art. II der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

2 8 5 . Bundesgesetz vom 19. Juni
1980, mit dem das Lebensmittelbewirt-

schaftungsgesetz 1952 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Lebensmittelbewirtschaftungs-
gesetz 1952, BGBl. Nr. 183, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 250/1956, BGBl. Nr. 78/
1963, BGBl. Nr. 411/1970, BGBl. Nr. 810/1974,
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BGBl. Nr. 298/1976 und BGBl. Nr. 268/1978
sowie des Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes
enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser
Vorschriften sind bis zum Ablauf des 30. Juni
1982 auch in den Belangen Bundessache, hinsicht-
lich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der
Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht. Die in
diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten
können unmittelbar von Bundesbehörden ver-
sehen werden.

Artikel II
Das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952

wird wie folgt geändert:
§ 13 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des

30. Juni 1982 außer Kraft."

Artikel III
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1980

in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

sind hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung
und hinsichtlich des Art. II der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

2 8 6 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1980, mit
dem das Marktordnungsgesetz 1967 geändert

wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 1980)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Abschnitt II des Marktordnungs-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 36/1968, in der Fassung
der Kundmachung BGBl. Nr. 424/1968 und der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 452/1969, BGBl.
Nr. 411/1970, BGBl. Nr. 492/1971, BGBl.
Nr. 224/1972, BGBl. Nr. 455/1972, BGBl.
Nr. 808/1974, BGBl. Nr. 259/1976, BGBl.
Nr. 674/1977, BGBl. Nr. 269/1978, BGBl.
Nr. 672/1978 und BGBl. Nr. 566/1979, im
Art. III der Marktordnungsgesetz-Novelle 1979,
BGBl. Nr. 566/1979, sowie im Art. II des vor-
liegenden Bundesgesetzes enthalten sind, sowie
deren Vollziehung sind bis zum Ablauf des
30. Juni 1982 auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.
Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegen-
heiten können unmittelbar von Bundesbehörden
versehen werden.

Artikel II
Das Marktordnungsgesetz 1967 wird wie folgt

geändert:

1. § 2 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Erzeugnisse aus Milch im Sinne dieses
Unterabschnittes sind folgende Waren:

2. § 3 Abs. 1 lit. d und f haben zu lauten:

„d) Erzielung der aus volkswirtschaftlichen
Gründen gebotenen Gleichmäßigkeit in der
Belieferung der Märkte mit Milch und Er-
zeugnissen aus Milch, Sicherung einer aus-
reichenden Belieferung mit vom Handel,
den Verarbeitern und Konsumenten nach-
gefragten Milch und Erzeugnissen aus
Milch,

f) Anpassung der Produktion und des Ab-
satzes von Milch und Erzeugnissen aus
Milch an die Aufnahmefähigkeit des in-
und ausländischen Marktes."

3. Als § 8 b ist einzufügen:

„§ 8 b. Die den Milcherzeugern gemäß § 8
Abs. 4 und § 8 a Abs. 2 angelasteten Beiträge
sind als durchlaufende Posten im Sinne des § 4
Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1972 anzusehen."

4. § 11 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Versorgungsgebiete sind in der Regel geo-
graphisch begrenzte Gebiete, die mit Milch und
bestimmten Erzeugnissen aus Milch zu beliefern
bestimmte Bearbeitungs- und Verarbeitungsbe-
triebe oder deren wirtschaftliche Zusammen-
schlüsse berechtigt und verpflichtet sind. Die Be-
arbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe sind ver-
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pflichtet, Milch und Erzeugnisse aus Milch von
anderen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrie-
ben oder deren wirtschaftlichen Zusammen-
schlüssen zuzukaufen, soweit dies zur ordnungs-
gemäßen Versorgung ihres Versorgungsgebietes
und entsprechend der Nachfrage nach Milch und
den verschiedenen Erzeugnissen aus Milch erfor-
derlich ist."

5. § 12 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Bürgermeister haben die für die
Milcherzeuger ihrer Gemeinde in Betracht kom-
menden Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe
auf ortsübliche Weise bekanntzumachen; hiebei
ist auf die Lieferpflicht nach § 11 Abs. 2 hinzu-
weisen."

6. § 15 a wird geändert wie folgt:

In den Absätzen 2 und 4 ist jeweils der Begriff
„Milcherzeuger" durch den Begriff „Milchlie-
ferant" zu ersetzen.

7. § 18 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 18. (1) Wird für im § 2 angeführte inlän-
dische Waren der Zolltarifnummern 18.06, 21.07,
22.02 und 35.01 A ein Preisausgleichsbeitrag nach
§ 4 oder ein Betrag gemäß § 9 eingehoben, so
ist anläßlich der Einfuhr gleichartiger Waren aus
dem Zollausland ein Importausgleich in der Höhe
dieser Beiträge und Beträge zu entrichten."

8. § 24 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Einfuhren der im § 22 genannten Waren
bedürfen der Bewilligung des Fonds. Soweit es
die Stabilität der Preise der im § 22 genannten
Waren und die Bedarfslage erfordern, hat der
Fonds die entsprechenden Einfuhren zu veran-
lassen. Zu diesem Zweck hat er zu Anbotstel-
lungen für die in Aussicht genommenen Ein-
fuhren durch öffentliche Bekanntmachung auf-
zufordern oder einen den jeweiligen wirtschaft-
lichen Notwendigkeiten entsprechenden Bewil-
ligungsvorgang zu beschließen, bei welchem er
auch Mindest- und Höchstmengen für jeden Ein-
fuhrantrag festsetzen kann. Fordert der Fonds
durch öffentliche Bekanntmachung zu Anbot-
stellungen auf, ist der Importabgabepreis Preis-
basis für die Anbotstellungen, sofern der Fonds
nicht zur Erreichung der im § 23 Abs. 1 genann-
ten Ziele in der öffentlichen Bekanntmachung
eine andere Preisbasis bestimmt. Der Fonds hat
den preiswertesten Einfuhrantrag zu bewilligen;
er hat jedoch die Bewilligung nur für eine Teil-
menge zu erteilen oder von einer Bewilligung
überhaupt abzusehen, wenn seit der Aufforde-
rung zur Anbotstellung Änderungen in den für
diese Aufforderung maßgebenden Voraussetzun-
gen — insbesondere hinsichtlich der Bedarfslage
oder der Preislage — eingetreten sind. Bei der
Beurteilung der Preiswertigkeit hat der Fonds
auch auf die allgemeinen volkswirtschaftlichen

Interessen (wie zum Beispiel die Bedürfnisse der
Handels- und Devisenpolitik, die allgemeine
Marktlage, die Marktbedürfnisse und die handels-
üblichen Gepflogenheiten) Bedacht zu nehmen.
Die Bewilligung des Fonds bildet die Voraus-
setzung für die Erteilung der nach den devisen-
rechtlichen Vorschriften und der nach den Vor-
schriften über den Warenverkehr mit dem Aus-
land erforderlichen Bewilligungen."

9. § 24 a Abs. 1 und Abs. 2 haben zu lauten:

„(1) Ausfuhren der im § 22 genannten Waren
bedürfen der Bewilligung des Fonds. Wenn die
Zielsetzungen des § 23 Abs. 1 hiedurch nicht
beeinträchtigt werden, hat der Fonds die Be-
willigung zu erteilen. Der Fonds hat vor Ertei-
lung der Ausfuhrbewilligung zu Anbotstellun-
gen für die in Aussicht genommenen Ausfuhren
durch öffentliche Bekanntmachung aufzufordern
oder einen den jeweiligen wirtschaftlichen Not-
wendigkeiten oder internationalen Vereinbarun-
gen entsprechenden Bewilligungsvorgang zu be-
schließen, bei welchem er auch Mindest- und
Höchstmengen für jeden Ausfuhrantrag fest-
setzen kann. Fordert der Fonds durch öffent-
liche Bekanntmachung zu Anbotstellungen auf,
so hat der Fonds als Preisbasis für die Anbot-
stellung den Preis frei österreichisch« Grenze
festzulegen. Der Fonds hat den Ausfuhrantrag
mit dem höchsten Exportpreis zu bewilligen. Er
kann jedoch von einer Bewilligung Abstand
nehmen, wenn der im Anbot angegebene Ex-
portpreis unter Berücksichtigung der Weltmarkt-
preise nicht angemessen erscheint.

(2) Bewilligungen sind nicht erforderlich für
1. die im § 4 Abs. 1 des Außenhandelsgesetzes

1968 in der jeweils geltenden Fassung ge-
nannten Ausfuhren und

2. die Ausfuhr von Waren auf Grund des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich
und der Republik Italien über die Regelung
des erleichterten Warenaustausches zwischen
den österreichischen Bundesländern Tirol
und Vorarlberg und der italienischen Region
Trentino — Alto Adige, BGBl. Nr. 125/1957,
in der jeweils geltenden Fassung.

Im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit,
Einfachheit und Kostenersparnis kann der Fonds
durch allgemein verbindliche Anordnung die Be-
willigungspflicht der Ausfuhr bestimmter Waren,
die für an Österreich angrenzende Zollausschluß-
gebiete anderer Länder bestimmt sind, aufheben.
In der allgemein verbindlichen Anordnung sind
die Zollämter anzugeben, bei denen die Aus-
fuhrabfertigung zu erfolgen hat. Diese allgemein
verbindliche Anordnung darf nur kundgemacht
werden, wenn der ddesbezügliche Beschluß des
Fonds von den Bundesministern für Land- und
Forstwirtschaft und für Finanzen bestätigt wor-
den ist. Die Bestätigung gilt als erteilt, falls sie
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nicht binnen drei Wochen nach Einlangen des
schriftlichen Antrages versagt wird. Die Zoll-
ämter haben jährlich die auf Grund dieser all-
gemein verbindlichen Anordnung ausgeführten
Waren nach Art und Menge dem Fonds bekannt-
zugeben."

10. § 32 a hat zu lauten:

„§ 32 a. (1) Anläßlich der Ausfuhr von
Waren, die im § 22 angeführt sind, in das Zoll-
ausland wird ein Exportausgleich erhoben.

(2) Der Exportausgleich ist vom Fonds mit
Bescheid oder mit allgemein verbindlicher An-
ordnung unter Bedachtnahme auf die Bestim-
mungen des § 50 festzustellen. Liegt eine Diffe-
renz im Sinn des Abs. 3 oder 4 nicht vor, so ist
zu bestimmen, daß ein Exportausgleich nicht zu
entrichten ist. Die für den Importausgleich vor-
gesehenen Vorschriften des § 17 Abs. 2 dritter
und vierter Satz gelten sinngemäß auch für den
Exportausgleich.

(3) Für Ausfuhren, die der Fonds auf Grund
einer öffentlichen Aufforderung zur Anbot-
stellung gemäß § 24 a Abs. 1 bewilligt, ist der
Exportausgleich durch Bescheid festzustellen.
Die Höhe des Exportausgleiches ergibt sich aus
der Differenz zwischen dem vom Fonds gemäß
§ 24 a Abs. 1 als Preisbasis festgelegten Preis
frei österreichische Grenze und dem vom Expor-
teur in seinem Ausfuhrantrag genannten höheren
Exportpreis, von dem der Fonds bei Erteilung
der Bewilligung ausgegangen ist.

(4) Für Ausfuhren, die der Fonds auf Grund
eines anderen Verfahrens gemäß § 24 a Abs. 1
als der öffentlichen Aufforderung zur Anbot-
stellung bewilligt, ist der Exportausgleich derart
zu bemessen, daß die Differenz zwischen dem
Inlandpreis einer Ware frei österreichische
Grenze und dem höheren Auslandspreis einer
gleichartigen Ware, der sich aus den für Aus-
fuhren aus Österreich günstigsten Absatzmöglich-
keiten auf dem Weltmarkt ergibt, ausgeglichen
wird. Hiebei ist darauf Bedacht zu nehmen, daß
die Wettbewerbsgleichheit der aus dem Inland
stammenden mit der auf dem Weltmarkt ange-
botenen Ware erhalten bleibt.

(5) Der Fonds kann in den Fällen des
Abs. 4 — soweit es aus Gründen des öffent-
lichen Interesses geboten ist — von der Einhe-
bung eines Exportausgleiches ganz oder teilweise
absehen.

(6) Der Exportausgleich ist von den Zoll-
ämtern nach Maßgabe des vom Fonds in einem
Bescheid oder in einer allgemein verbindlichen
Anordnung festgestellten Exportausgleich« nach
den für Zölle geltenden Rechtsvorschriften zu
erheben, soweit nicht nach diesem Bundesgesetz
anderes bestimmt ist. § 19 Abs. 1 zweiter bis
vierter Satz gilt sinngemäß.

(7) Ein Bescheid, mit dem ein Exportausgleich
festgestellt wird, muß an den Versender (Expor-
teur) im Sinn der zollgesetzlichen Vorschriften
ergangen sein und im Zeitpunkt der Abferti-
gung von Waren des freien Verkehrs in der
Ausfuhr, einschließlich der Ausfuhr im Aus-
gangsvormerkverkehr oder der Abfertigung zur
Einlagerung in ein Zollager oder zur Ver-
bringung in eine Zollfreizone, dem Zollamt vor-
gelegt werden.

(8) Die Bestimmungen über den Exportaus-
gleich finden keine Anwendung auf Waren, für
die nach den Vorschriften des Zollgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 129, aus Rechtsgründen Zollfreiheit
gewährt wird. Weiters finden diese Bestimmun-
gen keine Anwendung auf Waren, für deren
Ausfuhr bestimmten Personen oder Personen-
gruppen auf Grund von zwischenstaatlichen
Vereinbarungen Zollfreiheit eingeräumt ist."

11. Vor dem letzten Satz des § 47 ist folgen-
der neuer Satz einzufügen:

„Der Obmann kann mit Zustimmung der
Kommission einen weiteren Angestellten für den
Fall der Verhinderung des Geschäftsführers und
des sonstigen zeichnungsberechtigten Angestell-
ten zur rechtsverbindlichen Zeichnung gemein-
sam mit dem Obmann oder einem Obmann-
stellvertreter bevollmächtigen."

12. Im § 49 erhalten die Absätze 3 und 4 die
Bezeichnungen „(4)" und „(5)"; Abs. 3 hat zu
lauten:

„(3) Kommissionsmitglieder sind in Angele-
genheiten, die unmittelbar zum Vor- oder Nach-
teil eines Unternehmens sind, das ihnen gehört
oder dem sie als Geschäftsführer oder Mit-
arbeiter angehören beziehungsweise dessen Be-
vollmächtigte sie sind, von der Beschlußfassung
ausgeschlossen."

13. Nach § 55 ist folgender § 55 a einzufügen:

„§ 55 a. (1) Die für die Vollziehung dieses
Bundesgesetzes benötigten personenbezogenen
Daten dürfen von den Fonds automationsunter-
stützt ermittelt und verarbeitet werden. Das-
selbe gilt für die Personalverwaltung der Fonds.

(2) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft ist ermächtigt, den Fonds verarbeitete
Daten betreffend den Außenhandel mit Waren,
die diesem Bundesgesetz unterliegen, sowie
Daten betreffend absatzfördernde Maßnahmen
für solche Produkte zu übermitteln, sofern diese
Daten von den Fonds für die Besorgung ihrer
Aufgaben benötigt werden.

(3) Die Fonds haben über Aufforderung dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
gemäß Abs. 1 verarbeitete Daten betreffend die
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Erzeugung, die Anlieferung, die Qualität, die
Lagerung und die Vermarktung von Waren
sowie den Außenhandel mit Waren, die diesem
Gesetz unterliegen, zu übermitteln, soweit diese
Daten vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft zur besseren Beurteilung des
Milch- und Getreidemarktes benötigt werden.

(4) Der Milchwirtschaftsfonds ist ermächtigt,
Daten nach Abs. 1 erster Satz auch den Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetrieben zu übermit-
teln, soweit dies zur Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes unbedingt erforderlich ist.

(5) Der Milchwirtschaftsfonds hat über Auf-
forderung gemäß Abs. 1 verarbeitete Daten, die
den Inhalt von Bescheiden zur Feststellung von
Importausgleichen bilden, den mit der Erhebung
des Importausgleiches befaßten Behörden zu
übermitteln.

(6) Der Getreidewirtschaftsfonds hat über
Aufforderung gemäß Abs. 1 verarbeitete Daten,
die den Import von Getreide betreffen, dem
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie für Zwecke der Stärkeförderung zu über-
mitteln."

14. § 57 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Bescheide der Fonds über die Fest-
setzung von Zuschüssen unterliegen keinem
ordentlichen Rechtsmittel; ebenso die Bescheide
des Milchwirtschaftsfonds in den Angelegenhei-
ten des § 15 a sowie die Bescheide des Getreide-
wirtschaftsfonds in den Angelegenheiten des
§ 24 Abs. 3, 4 und 6, des § 28 Abs. 3 zweiter
und dritter Satz und des § 35 Abs. 4. Gegen
sonstige Bescheide ist die Berufung an den Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft zu-
lässig."

15. § 57 a ist durch folgende lit. h zu er-
gänzen:

„h) Inlandsabsatz: die im Inland erzeugte
Milchmenge, die in einem Wirtschaftsjahr,
berechnet auf der Basis der Fetttrocken-
masse, in unbearbeiteter, bearbeiteter oder
verarbeiteter Form im Inland abgesetzt
wurde."

16. § 57 f Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

(3) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hat bis 31. Mai für das am folgenden
1. Juli beginnende Wirtschaftsjahr durch Verord-
nung die Bedarfsmenge und die Gesamtricht-
menge nach Anhörung der Präsidentenkonferenz
der Landwirtschaftskammern Österreichs festzu-
setzen. Weiter hat der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft in dieser Verordnung das
Verhältnis des zur Neuverteilung gelangenden
Anteiles der Gesamtrichtmenge zur Summe der
im vorangegangenen Basiszeitraum über die Ein-
zelrichtmengen hinaus übernommenen Mengen
an Milch und Erzeugnissen aus Milch festzule-
gen. Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hat die für die Erlassung dieser Ver-
ordnung maßgeblichen Unterlagen der Präsiden-
tenkonferenz der Landwirtschaftskammern
Österreichs so zeitgerecht zu übermitteln, daß
ihr bis zur Anhörung ein Zeitraum von minde-
stens drei vollen Werktagen zur Verfügung
steht."

17. § 57 i hat zu lauten:

„§ 57 i. (1) Die Höhe der Beiträge ist nach
Anhörung der Präsidentenkonferenz der Land-
wirtschaftskammern Österreichs vom Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen jeweils für ein Wirtschaftsjahr vor dessen
Beginn durch Verordnung festzusetzen. Die Bei-
träge sind in einer Höhe zu bestimmen, daß der
Finanzierungsanteil gemäß § 57 b lit. b durch
den allgemeinen Absatzförderungsbeitrag und
der Finanzierungsanteil gemäß § 57 b lit. c durch
den zusätzlichen Absatzförderungsbeitrag bedeckt
wird. Dabei darf der zusätzliche Absatzförde-
rungsbeitrag mit höchstens 3 S pro Kilogramm
Milch festgesetzt werden. Sind für die Verwer-
tung der übernommenen und die Gesamtricht-
menge (§ 57 f Abs. 1) übersteigenden Mengen
höhere Mittel erforderlich als sie durch den zu-
sätzlichen Absatzförderungsbeitrag aufzubringen
sind, so ist dieses übersteigende Finanzierungs-
erfordernis durch eine entsprechende Erhöhung
des allgemeinen Absatzförderungsbeitrages zu be-
decken.

(2) Der Geschäftsführer des Milchwirtschafts-
fonds hat die voraussichtliche zusätzliche Ab-
satz- und Verwertungsmenge und das daraus sich
ergebende gesamte Finanzierungserfordernis für
das jeweilige Wirtschaftsjahr bis vier Wochen vor
Beginn jedes Wirtschaftsjahres dem Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft bekanntzu-
geben. Weiter hat der Österreichische Molkerei-
und Käsereiverband reg. Gen. m. b. H. die seinen
Geschäftsbereich betreffenden einschlägigen
Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Der Be-
kanntgabe durch den Geschäftsführer des Milch-
wirtschaftsfonds ist die voraussichtliche Entwick-
lung der Anlieferung und des Absatzes an Milch
in bearbeiteter oder verarbeiteter Form zu-
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grunde zu legen. Im gesamten Finanzierungserfor-
dernis sind die Kosten der Verwertung der ge-
samten Überschüsse an Milchprodukten unter
Zugrundelegung der Nichtfetttrockenmasse und
der Fetttrockenmasse zu berücksichtigen. Der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
hat die Unterlagen, die für die Beurteilung der
Höhe der Absatzförderungsbeiträge maßgebend
sind, der Präsidentenkonferenz der Landwirt-
schaftskammern Österreichs so zeitgerecht zu
übermitteln, daß dieser bis zur Anhörung nach
Abs. 1 mindestens drei volle Werktage zur Ver-
fügung stehen.

(3) Unkeschadet des Abs. 5 ist die Höhe der
Absatzförderungsbeiträge vor Beginn jedes Wirt-
schaftshalbjahres durch den Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft zu überprüfen und
gegebenenfalls zum Beginn des folgenden 'Wirt-
schaftshalbjahres neu festzusetzen. Abs. 2 und 4
gelten sinngemäß.

(4) Fehlbeträge und Überschüsse beim Auf-
kommen aus dem allgemeinen Absatzförderungs-
beitrag einerseits und dem zusätzlichen Absatz-
förderungsbeitrag andererseits sind bei der Fest-
setzung der Beiträge zum nächsten Festsetzungs-
termin entsprechend zu berücksichtigen.

{5) Ergeben sich im Laufe eines Wirtschafts-
jahres erhebliche Änderungen des Finanzierungs-
erfordernisses oder der zur Bedeckung des Finan-
zierungserfordernisses vorgesehenen Mittel, so
sind die Absatzförderungsbeiträge zum nächst-
folgenden Monatsersten entsprechend zu ändern.
Abs. 2 und 4 gelten sinngemäß."

18. Im § 58 Abs. 2 hat der vorletzte Satz zu
lauten:

„In gleicher Weise wird — sofern die Tat nicht
nach einer anderen Bestimmung mit strengerer
Strafe bedroht ist — bestraft, wer die Zuerken-
nung von Zuschüssen durch unrichtige Angaben
oder sonst in mißbräuchlicher Weise beeinflußt."

19. § 62 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Abschnitt II dieses Bundesgesetzes
tritt mit Ablauf des 30. Juni 1982 außer Kraft."

Artikel III

(1) Für das Wirtschaftsjahr 1980/81 werden

— die Gesamtrichtmenge mit 2178000 t,

— die Bedarfsmenge mit 1 800 000 t und

— das Verhältnis des zur Neuverteilung ge-
langenden Anteiles der Gesamtrichtmenge
zur Summe der im Zeitraum 1. Mai 1979
bis 30. April 1980 über die Einzelricht-
mengen hinaus übernommenen Mengen an
Milch und Erzeugnissen aus Milch mit
1:3,165

festgesetzt.

(2) Abweichend von § 57 i wird mit Wirkung
vom 1. Juli 1980 an der allgemeine Absatzför-
derungsbeitrag mit 0,14 S und der zusätzliche
Absatzförderungsbeitrag mit 0,95 S festgesetzt.
Diese Festsetzung gilt bis zu einer Neufestsetzung
durch den Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft gemäß § 57 i Abs. 5, längstens jedoch
bis 31. Dezember 1980.

(3) Abweichend von § 57 i Abs. 4 sind Fehl-
beträge und Überschüsse, die sich aus der End-
abrechnung der Absatzförderungsbeiträge für die
Wirtschaftsjahre 1978/79 und 1979/80 ergeben,
gegenseitig aufzurechnen; ein Saldo ist dem
§ 57 i Abs. 4 entsprechend zu berücksichtigen.

(4) Im Art. III Z 1 der Marktordnungsgesetz-
Novelle 1979, BGBl. Nr. 566, ist die Zahl
„30000" durch „40000" zu ersetzen.

(5) Abweichend von § 57 h werden für das
Wirtschaftsjahr 1980/81 folgende Fristen festge-
setzt:

a) für die Mitteilung der Einzelrichtmengen
der 15. Juli 1980,

b) für den Antrag auf Feststellung der Einzel-
richtmenge der 31. Juli 1980 und

c) für die Entscheidung des Milchwirtschafts-
fonds der 31. August 1980.

Artikel IV

(1) Es treten in Kraft:

1. Art. II Z 3 mit 1. Jänner 1980,

2. die übrigen Bestimmungen mit 1. Juli 1980.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind

hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung,
hinsichtlich des durch Art. II Z 3 eingefügten

§ 8 b und des durch Art. II Z 10 eingefügten
§ 32 a Abs. 6 der Bundesminister für Finanzen,

hinsichtlich des durch Art. II Z 7 geänderten
§ 18 Abs. 1 und des durch Art. II Z 17 geänder-
ten § 57 i der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Finanzen,

hinsichtlich des durch Art. II Z 9 geänderten
§ 24 a Abs. 2 und des durch Art. II Z 10 geänder-
ten § 32 a Abs. 1 der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft und der Bundesminister für
Finanzen und

hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
betraut.

Kirchschläger

Kreisky Androsch Pahr Sekanina

Salcher Staribacher Broda

Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg
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287. Bundesgesetz vom 19. Juni 1980,
mit dem das Viehwirtschaftsgesetz 1976 ge-
ändert wird (Viehwirtschaftsgesetz-Novelle

1980)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Art. II des Viehwirtschaftsgesetzes
1976, BGBl. Nr. 258, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 270/1978 und des Art. II des
vorliegenden Bundesgesetzes enthalten sind, sowie
die Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum
Ablauf des 30. Juni 1982 auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Ver-
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas
anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften ge-
regelten Angelegenheiten können unmittelbar
von Bundesbehörden versehen werden.

Artikel H
Das Viehwirtschaftsgesetz 1976 wird wie folgt

geändert:

1. § 3 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Personen, die
1. Schlachthöfe und Schlachtstätten ohne

Marktverkehr betreiben oder
2. Vieh- und Fleischkäufe vermitteln

und bei denen im übrigen die Voraussetzungen
des Abs. 1 zutreffen, sind vom Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft durch Bescheid
zu verpflichten, über Umsatzmengen und Preise
Aufzeichnungen zu führen und hierüber dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
und der Kommission Berichte vorzulegen."

2. § 5 hat zu entfallen.

3. Im § 6 Abs. 7 hat der vierte Satz zu lauten:
„Im Interesse einer ordnungsgemäßen laufen-

den Versorgung des Inlandsmarktes kann in Ein-
fuhrbewilligungen weiters die Auflage erteilt
werden, daß der jeweiligen Marktlage angepaßte
Teilmengen nach Maßgabe entsprechender Ab-
rufe innerhalb der Gültigkeitsdauer der Einfuhr-
bewilligung zum Verkehr freigegeben werden."

4. Dem § 7 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen:
„Bei der Aufteilung ist insbesondere auf die

bisherigen Exportleistungen, auf die Marktbelie-
ferung und auf die erbrachten Leistungen für die
Absatzsicherung im Inland Bedacht zu nehmen,
ohne daß neue Exporteure vom Verfahren aus-
geschlossen werden."

5. § 7 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) Bewilligungen sind nicht erforderlich für
1. die im § 4 Abs. 1 des Außenhandelsgesetzes

1968 in der jeweils geltenden Fassung ge-
nannten Ausfuhren und

2. die Ausfuhr von Waren auf Grund des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich
und der Republik Italien über die Regelung
des erleichterten Warenaustausches zwischen
den österreichischen Bundesländern Tirol
und Vorarlberg und der italienischen Region
Trentino-Alto Adige, BGBl. Nr. 125/1957,
in der jeweils geltenden Fassung.

Im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit,
Einfachheit und Kostenersparnis kann die Kom-
mission durch Verordnung die Bewilligungspflicht
der Ausfuhr bestimmter Waren, die für an Öster-
reich angrenzend« Zollausschlußgebiete anderer
Länder bestimmt sind, aufheben. In der Verord-
nung sind die Zollämter anzugeben, bei denen
die Ausfuhrabfertigung zu erfolgen hat. Diese
Verordnung darf nur kundgemacht werden,
wenn der diesbezügliche Beschluß der Kommis-
sion von den Bundesministern für Land- und
Forstwirtschaft und für Finanzen bestätigt wor-
den ist. Die Bestätigung gilt als erteilt, falls sie
nicht binnen drei Wochen nach Einlange» des
schriftlichen Antrages versagt wird. Die Zoll-
ämter haben jährlich die auf Grund dieser Ver-
ordnung ausgeführten Waren nach Art und
Menge der Kommission bekanntzugeben."

6. § 8 hat zu lauten:

„§ 8. Die Kommission ist berechtigt, von den
Importeuren und Exporteuren Berichte und
Nachweise zu fordern, soweit dies zur Überprü-
fung der Einhaltung der Bestimmungen der §§ 6
und 7, insbesondere zur Feststellung von Ein-
kaufs- und Verkaufspreisen bei Einfuhren, erfor-
derlich ist, und in diesen Fällen durch ihre
Organe oder geeignete Sachverständige in die in
Betracht kommenden Aufzeichnungen und in die
Lager Einsicht zu nehmen."

7. § 10 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Zur Erreichung der im § 2 Abs. 1, insbe-
sondere in lit. a, genannten Ziele kann abwei-
chend von den Bestimmungen der Abs. 2 bis 5
der Importausgleich jedenfalls bis zur folgenden
Höhe festgestellt werden:
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8. Dem § 12 ist folgender Satz anzufügen:
„Derartige Vereinbarungen und Maßnahmen
im Rahmen solcher Vereinbarungen bedürfen
der Zustimmung der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft und für Finanzen."

9. § 13 hat zu lauten:

„§ 13. (1) Inhaber von Betrieben dürfen ohne
Bewilligung folgende Tierbestände halten:

1. 400 Mastschweine

2. 50 Zuchtsauen
3. 130 Mastkälber
4. 22000 Masthühner
5.10000 Legehennen
Jeder der in Z 1 bis 5 genannten Bestände

entspricht dem höchstzulässigen Gesamtbestand
von 100%; werden mehrere dieser Tierarten ge-
halten, so dürfen die Bestände insgesamt nicht
mehr als 100% betragen.

(2) Für das Halten größerer Tierbestände als
nach Abs. 1 ist eine Bewilligung des Bundes-
ministers für Land- und Forstwirtschaft erfor-
derlich. Sie darf nur erteilt werden, wenn dadurch
die Erhaltung einer bäuerlichen Veredelungspro-
duktion nicht gefährdet wird und stabile Ver-
hältnisse auf den betroffenen Märkten gewähr-
leistet erscheinen. Die Bewilligung hat sich auf

bestimmte Tierarten mit der Wirkung zu be-
schränken, daß keine gegenseitige Aufrechnung
mehrerer bewilligter Tierarten zulässig ist und
das Halten auch anderer in Abs. 1 genannter
Tiere durch den selben Betriebsinhaber — aus-
genommen Bestände bis zu 2 vH der aus Abs. 1
sich ergebenden Größen — nicht zulässig ist. Die
Bewilligung geht auf den Betriebsnachfolger über.
Vor Erteilung einer Bewilligung ist die Stellung-
nahme der zuständigen Landes-Landwirtschafts-
kammer, vor Erteilung einer Bewilligung zum
Halten von Schweinen oder Kälbern auch eine
Stellungnahme der Kommission und vor Ertei-
lung einer Bewilligung zum Halten von Geflügel
auch eine Stellungnahme des Beirates gemäß § 10
des Bundesgesetzes vom 27. März 1969, BGBl.
Nr. 135, einzuholen.

(3) Mehrere Personen, die einen Betrieb ge-
meinsam bewirtschaften oder Einrichtungen, die
der Tierhaltung dienen, gemeinsam benützen,
gelten als ein Betriebsinhaber im Sinne der Abs. 1
und 2. Ebenso gilt eine Person, die mehrere Be-
triebe bewirtschaftet, als ein Betriebsinhaber im
Sinne der Abs. 1 und 2.

(4) Im Sinne des Abs. 1 sind:

Mastschweine: Schweine über 30 kg, die weder
Zuchtsauen noch Zuchteber sind,

Zuchtsauen: weibliche Schweine ab erstem
Decken,

Mastkälber: Kälber, die zum Schlachten be-
stimmt sind,

Masthühner: männliche und weibliche Jung-
tiere, die zum Schlachten bestimmt sind,

Legehennen: Hennen ab dem ersten Lege-
beginn.

(5) Organen, die mit der Überwachung der
Einhaltung der Abs. 1 und 2 betraut sind, ist

1. der Zutritt zu allen Wirtschaftsräumen und
Betriebsflächen zu gestatten, die der Haltung
der im Abs. 1 genannten Tiere dienen oder
dienen könnten, und

2. Auskunft über einschlägige Betriebsvor-
gänge zu geben."

10. § 20 hat zu lauten:

„§ 20. (1) Die Kommission hat eine Unter-
kommission zu bestellen, der sie die Beschluß-
fassung in den ihr obliegenden Angelegenheiten
übertragen kann, soweit es das Interesse an
einer raschen Geschäftsabwicklung erfordert und
es sich nicht um Angelegenheiten von grund-
sätzlicher Bedeutung handelt.

(2) Gültige Beschlüsse der Kommission bedür-
fen — die ordnungsgemäße Einladung aller Mit-
glieder vorausgesetzt — einer Mehrheit von vier
Fünfteln der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse
der Unterkommission sind unter der gleichen
Voraussetzung einhellig zu fassen. Kommt eine
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einhellige Auffassung nicht zustande, so ist der
Beratungsgegenstand der Kommission zur Be-
schlußfassung vorzulegen, wenn ein Viertel der
Mitglieder der Unterkommission dies verlangt.

(3) Kommissionsmitglieder sind in Angele-
genheiten, die unmittelbar zum Vor- oder
Nachteil eines Unternehmens sind, das ihnen ge-
hört oder dem sie als Geschäftsführer oder Mit-
arbeiter angehören beziehungsweise dessen Be-
vollmächtigte sie sind, von der Beschlußfassung
ausgeschlossen.

(4) Die Tätigkeit der Kommission und der
Unterkommission ist durch eine Geschäftsord-
nung zu regeln, die von der Kommission zu be-
schließen ist und der Genehmigung des Bundes-
ministers für Land- und Forstwirtschaft bedarf."

11. Nach § 21 ist folgender § 21 a einzufügen:

„§ 21 a. Die Kommission hat Verordnungen
und Verlautbarungen in einem von ihr heraus-
zugebenden Verlautbarungsblatt kundzumachen.
Verordnungen treten am dritten Tag nach ihrer
Kundmachung in Kraft, sofern nicht in der Ver-
ordnung ein anderer Zeitpunkt des Inkrafttretens
festgesetzt ist."

12. § 22 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Gegen Bescheide über die Erteilung von
Ein- und Ausfuhrbewilligungen sowie in den An-
gelegenheiten des § 7 a ist kein ordentliches
Rechtsmittel zulässig. Gegen sonstige Bescheide
der Kommission und der Unterkommission ist
die Berufung an den Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft zulässig."

13. § 23. Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Zur Ausübung des Aufsichtsrechtes ist der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
zu den Sitzungen der Kommission und der
Unterkommission einzuladen; er kann sich durch
Bedienstete seines Ministeriums vertreten lassen.
Weiter sind die Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie und für Finanzen einzula-
den, die sich durch je einen Bediensteten ihres
Ministeriums vertreten lassen können. Den ge-
nannten Bundesministern beziehungsweise ihren
Vertretern kommt bei den Sitzungen beratende
Stimme zu."

14. § 23 Abs. 5 hat zu entfallen.

15. Nach § 25 ist folgender § 25 a einzufügen:

„§ 25 a. (1) Die für die Vollziehung dieses
Bundesgesetzes benötigten personenbezogenen
Daten dürfen zum Zwecke des automationsun-
terstützten Datenverkehrs ermittelt und verar-
beitet werden.

(2) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft ist ermächtigt, der Kommission ver-

arbeitete Daten betreffend den Außenhandel mit
Waren, die diesem Bundesgesetz unterliegen,
Daten betreffend viehabsatzfördernde Maßnah-
men sowie Daten betreffend die Tierhaltung zu
übermitteln, sofern diese von der Kommission
für die. Besorgung ihrer Aufgaben benötigt
werden.

(3) Die Kommission hat über Aufforderung
dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft gemäß Abs. 1 verarbeitete Daten betref-
fend den Inhalt von Bescheiden, mit denen Im-
port- und Exportausgleiche festgestellt werden,
sowie Daten, die im Zusammenhang mit Maß-
nahmen gemäß § 12 oder § 13 stehen, zu über-
mitteln, soweit diese vom Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft für Angelegenheiten
des Außenhandels, für Belange der Tierhaltung,
für viehabsatzfördernde Maßnahmen oder für
Vorhaben auf dem Gebiet der einschlägigen Sta-
tistik benötigt werden."

16. § 26 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Wer einer Verordnung oder einem Be-
scheid gemäß § 3 Abs. 2 oder 3 oder § 14 Abs. 1
zuwider handelt, wer einer Verpflichtung gemäß
§ 8 oder § 14 Abs. 3 oder 4 nicht nachkommt,
wer die gemäß § 13 Abs. 2 erforderliche Bewilli-
gung nicht einholt oder wer einer Verpflichtung
gemäß § 13 Abs. 5 nicht nachkommt, begeht eine
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirks-
verwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu
S 50000,— zu bestrafen. Derselben Strafe unter-
liegt, wer sich eine Einfuhrbewilligung dadurch
erschleicht, daß er in Verfahren nach § 6 Abs. 4
zu Preisen anbietet, die unter den Einstandsprei-
sen liegen."

17. § 30 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
30. Juni 1982 außer Kraft."

18. § 31 hat zu lauten:

„§ 31. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes sind betraut

1. hinsichtlich des § 10 Abs. 4, soweit er sich
auf den Zollwert bezieht, des § 10 Abs. 6
und des § 29 Abs. 3 der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen,

2. hinsichtlich des § 6 Abs. 10, des § 7 Abs. 6
und des § 15 der Bundesminister für Finan-
zen im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft,

3. hinsichtlich des § 23 Abs. 1 die Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft, für
Finanzen und für Handel, Gewerbe und
Industrie,

4. hinsichtlich des § 7 Abs. 5 vorletzter Satz,
des § 10 Abs. 5 vorletzter Satz, des § 10



2190 113. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1980 — Nr. 288

Abs. 8 vorletzter und letzter Satz, des § 10
Abs. 12, des § 11 Abs. 6 und des § 12 letzter
Satz die Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft und für Finanzen,

5. hinsichtlich des § 23 Abs. 2 der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit den Bundesministern für
Finanzen und für Handel, Gewerbe und
Industrie,

6. hinsichtlich des § 10 Abs. 1, Abs. 8 letzter
Satz und Abs. 9 bis 11, des § 11 Abs. 1
erster Satz, des § 11 Abs. 4 und 5 und des
§ 21 der Bundesminister für Finanzen,

7. hinsichtlich des § 24 Abs. 2 und des § 26
Abs. 2 der Bundesminister für Justiz und

8. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1980
in Kraft.

(2) Anträgen auf Erteilung einer Bewilligung
nach § 13 Abs. 2, die bis 30. September 1980
gestellt werden, ist nach Maßgabe der im je-
weiligen Betrieb am 1. Juli 1978 vorhanden ge-
wesenen Standplätze für Mastschweine und
Zuchtsauen und am 1. Juli 1980 vorhandenen
Standplätze für die übrigen im § 13 Abs. 1 ge-
nannten Tierarten Folge zu geben. Nach § 13
des Viehwirtschaftsgesetzes in der Fassung der
Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 1978, BGBl.
Nr. 270, bereits erteilte Bewilligungen für das
Halten von Mastschweinen und Zuchtsauen wer-
den nicht berührt, doch ist dem Antrag des Be-
willigungsinhabers auf Erlassung eines nach dieser
Übergangsbestimmung günstigeren Bescheides
stattzugeben. Darüber hinaus kann nach Ein-
holung einer Stellungnahme der zuständigen
Landes-Landwirtschaftskammer, abweichend von
§ 13 Abs. 2, über Antrag eine Bewilligung erteilt
werden, soweit dies zur Vermeidung von unzu-
mutbaren Härten für den Betrieb erforderlich
ist. Im übrigen gilt für die Behandlung von An-
trägen nach diesem Absatz die in § 13 Abs. 2,
letzter Satz, enthaltene Verpflichtung zur Ein-
holung von Stellungnahmen nicht. Anträge nach
dem zweiten und dritten Satz sind ebenfalls bis
30. September 1980 zu stellen.

(3) Mit der Vollziehung des Art. I dieses Bun-
desgesetzes ist die Bundesregierung betraut. Die
Zuständigkeit zur Vollziehung des Art. II richtet
sich nach § 31 des Viehwirtschaftsgesetzes.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

2 8 8 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1980,
mit dem das Preisgesetz geändert wird (Preis-

gesetznovelle 1980)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung
von Vorschriften, wie sie im Art. II des Preis-
gesetzes, BGBl. Nr. 260/1976, in der Fassung
des Art. II des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 271/
1978 und des Art. II des vorliegenden Bundes-
gesetzes enthalten sind, sind für die Zeit vom
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes bis 30. Juni
1982 auch in den Belangen Bundessache, hin-
sichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in
der Fassung von 1929 etwas anderes bestimmt.
Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegen-
heiten können unmittelbar von Bundesbehörden
versehen werden.

Artikel II

Das Preisgesetz wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift zu § 1 und der § 1 haben
zu lauten:

„Geltungsbereich

§ 1. Preise und Entgelte für Sachgüter und
Leistungen unterliegen diesem Bundesgesetz. Es
gilt aber nur insoweit, als nicht besondere bun-
desgesetzliche Vorschriften bestehen."

2. Nach dem § 1 werden die folgende Über-
schrift und der folgende § 1 a eingefügt:

„Bestimmung von Preisen und Entgelten

§ 1 a. (1) Für Sachgüter und Leistungen, die in
der Anlage zu diesem Bundesgesetz bezeichnet
sind, können nach Maßgabe des § 2 volkswirt-
schaftlich gerechtfertigte Preise und Entgelte be-
stimmt werden. Dies gilt auch für Sachgüter, für
die Lenkungs- oder Bewirtschaftungsmaßnahmen
gemäß den jeweils geltenden Vorschriften ge-
troffen werden, für die Dauer dieser Lenkungs-
oder Bewirtschaftungsmaßnahmen.

(2) Für andere Sachgüter und Leistungen kön-
nen Preise gemäß § 3 oder § 4 bestimmt wer-
den.

(3) Wenn volkswirtschaftliche Gründe dafür
sprechen, kann der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie nach Anhörung der Bun-
deskammer der gewerblichen Wirtschaft, der Prä-
sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern
Österreichs und des Österreichischen Arbeiter-
kammertages Sachgüter und Leistungen, die in
der Anlage zu diesem Bundesgesetz bezeichnet
sind, für die Dauer oder befristet von der Preisbe-
stimmung durch Verordnung ausnehmen."
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3. Die Überschrift vor § 2 hat zu entfallen.

4. Im § 2 Abs. 1 ist die Zitierung „§ 1 Abs. 2"
durch die Zitierung „§ 1 a Abs. 1" zu ersetzen.

5. Der § 2 Abs. 8 hat zu entfallen.

6. Im § 3 Abs. 2 hat der erste Satz zu entfallen.

7. Im § 4 Abs. 1 ist die Zitierung „§ 1 Abs. 2"
durch die Zitierung „§ 1 a Abs. 1 " zu ersetzen.

8. Im § 4 Abs. 5 hat der letzte Satz zu ent-
fallen.

9. Im § 5 Abs. 3 hat der letzte Satz zu ent-
fallen.

10. Der § 7 Abs. 2 hat zu entfallen; der bis-
herige Absatz 3 erhält die Absatzbezeichnung
.,(2)".

11. Im § 8 Abs. 1 ist die Zitierung „§ 1 Abs. 4"
durch die Zitierung „§ 1 a Abs. 3" zu ersetzen.

12. Der § 8 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Soweit Angelegenheiten gemäß den §§ 1 a
Abs. 3, 2 bis 5 und 7 Abs. 1 durch Verordnung
oder Bescheid des zuständigen Bundesministers
geregelt werden, ist bei

1. Sachgütern und Leistungen, deren Preis
(Entgelt) aus Finanzmitteln des Bundes ge-
stützt wird oder bei denen zweckgebundene
Einnahmen des Bundes eingehoben werden,
sowie in den Fällen, in denen Abschöpfun-
gen gemäß § 5 vorgesehen sind, das Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen,

2. Sachgütern, die dem Marktordnungsgesetz
1967, BGBl. Nr. 36/1968, in der jeweils
geltenden Fassung oder dem Viehwirtschafts-
gesetz 1976, BGBl. Nr. 258, in der jeweils
geltenden Fassung unterliegen, sowie bei
Zucker, Geflügel und Eiern das Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft herzustellen."

13. Im § 9 Abs. 3 haben der zweite und dritte
Satz zu entfallen.

14. Im § 10 Abs. 1 ist die Zitierung „§§ 1 bis 6
durch die Zitierung „§§ 1 a bis 6 " zu ersetzen.

15. An die Stelle des bisherigen § 11 treten
folgende Bestimmungen:

„§ 11. (1) Wer gewerbsmäßig Sachgüter an
Letztverbraucher veräußert, ist verpflichtet, die
für diese Sachgüter geforderten Preise ersichtlich:
zu machen. Die Verpflichtung zur Ersichtlich-
machung der Letztverbraucherpreise gilt auch;
hinsichtlich solcher Sachgüter, die sowohl an Wie-
derverkäufer als auch an Letztverbraucher ver-
äußert werden.

(2) Die Preise sind unter Angabe der handels-
üblichen Gütebezeichnung und Verkaufseinheit
ersichtlich zu machen.

(3) Die Preise für Sachgüter, die in Schaufen-
stern, Schaukästen, auf Verkaufsständen oder
sonstwie sichtbar ausgestellt werden, sind durch
Preisschilder ersichtlich zu machen.

(4) Die Preise für Sachgüter, die zum baldigen
Verkauf bereitgehalten werden, sind dadurch er-
sichtlich zu machen, daß die Sachgüter, ihre Um-
hüllungen oder die Behälter (Regale), in denen
sie sich befinden, beschriftet oder mit Preis-
schildern versehen werden oder daß an leicht
sichtbarer Stelle Preisverzeichnisse angebracht
oder Preislisten zur Einsichtnahme aufgelegt wer-
den.

(5) Die Preise der zum baldigen Verkauf be-
reitgehaltenen Sachgüter, die sichtbar ausgestellt
werden, wie insbesondere die zur Entnahme
durch Runden bestimmten Sachgüter (Selbst-
bedienung), sind dadurch ersichtlich zu machen,
daß die Sachgüter, ihre Umhüllungen oder
die Behälter (Regale), in denen sie sich be-
finden, beschriftet oder mit Preisschildern ver-
sehen werden.

§ 11 a. (1) Friseure, Schuhmacher, ferner In-
haber von Wäschereien, Chemisch-Putzereien,
Transportunternehmungen, Gastgewerbebetrie-
ben, Garagen, Tankstellen, Bädern aller Art,
Theatern, Kinos, sonstigen Vergnügungsstätten
und gewerblichen Leihbüchereien sowie die
Veranstalter von sportlichen Darbietungen sind
verpflichtet, die für ihre wesentlichen Leistun-
gen geforderten Preise ersichtlich zu machen.

(2) Werden Leistungen, deren Preise von den
im Abs. 1 genannten Unternehmern ersichtlich
zu machen sind, von anderen Unternehmern
erbracht, so sind auch diese zur Ersichtlich-
machung der für diese Leistungen geforderten
Preise verpflichtet.

(3) Die Preise gemäß Abs. 1 und 2 sind unter
Angabe der Art und des Umfanges der Lei-
stung ersichtlich zu machen. Wenn dies der
Verkehrsübung entspricht, kann statt des Prei-
ses für die Gesamtleistung der Preis für eine
Leistungseinheit angegeben werden.

(4) Die Preise für die in den Abs. 1 und 2
genannten Leistungen sind in Verzeichnisse auf-
zunehmen, die, soweit nicht § 11 b etwas ande-
res bestimmt, an leicht sichtbarer Stelle anzu-
bringen sind, wie etwa im Schaufenster, Ver-
kaufsraum und dergleichen. Soweit dies zur Er-
leichterung der Information über den Preis
zweckmäßig ist, kann der Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie durch Verord-
nung anordnen, daß die Preisverzeichnisse so-
wohl in den für die Kunden zugänglichen Be-
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triebsräumen als auch im Schaufenster, an der
Eingangstür oder in deren Nähe von außen
lesbar anzubringen sind.

(5) Für andere als die in den Abs. 1 und 2
genannten Dienstleistungen kann der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie die
Verpflichtung zur Ersichtlichmachung der Letzt-
verbraucherpreise sowie die Art ihrer Ersicht-
lichmachung entsprechend den in den §§ 11, 11 a
Abs. 1 bis 4 und 11 b festgelegten Grundsätzen
durch Verordnung festlegen, wenn dies zur
Sicherung der Preisvergleichsmöglichkeit oder
einer ausreichenden Information der Letztver-
braucher über die Preise erforderlich ist. Hiebei
kann vorgesehen werden, daß der Preis des für
die Dienstleistung erforderlichen Materials ge-
sondert ersichtlich zu machen ist.

§ 11 b. (1) Gastgewerbetreibende haben Preis-
verzeichnisse für die angebotenen Speisen und
Getränke in ausreichender Anzahl bereitzuhal-
ten und jedem Gast vor der Entgegennahme
von Bestellungen und auf Verlangen bei der
Abrechnung vorzulegen.

(2) Für kleinere Betriebe gilt Abs. 1 nicht,
soweit die Gäste die Preise aus Preisverzeich-
nissen ersehen können, die in den Gasträumen
an leicht sichtbarer Stelle anzubringen sind.

(3) Soweit Gastgewerbebetriebe als Selbstbe-
dienungsbetriebe geführt werden, sind die Preise
der zur Entnahme durch die Gäste bereitgehal-
tenen Speisen und Getränke durch Preisschil-
der, die Preise der übrigen Speisen und Ge-
tränke durch Preisverzeichnisse, die an leicht
sichtbarer Stelle anzubringen sind, ersichtlich
zu machen. Die Abs. 1 und 2 sind insoweit nicht
anzuwenden.

(4) Gastgewerbetreibende, die regelmäßig
warme Speisen verkaufen, haben überdies von
außen lesbar neben oder in der Nähe der Ein-
gangstür ein Preisverzeichnis anzubringen, in
dem die Preise der angebotenen Speisen ver-
zeichnet sind.

(5) Gastgewerbetreibende haben die Beherber-
gungs- und Pensionspreise unter Angabe des
Leistungsumfanges in jedem Fremdenzimmer
durch Anschlag oder Auflegen eines Preisver-
zeichnisses ersichtlich zu machen.

(6) In die Preise gemäß Abs. 1 bis 5 sind alle
Zuschläge einzubeziehen („Inklusivpreise").

§ 11 c. (1) Alle ersichtlich gemachten Preise
und sonstigen Angaben müssen in jedem Fall
gut und deutlich lesbar sein.

(2) In die ersichtlich gemachten oder öffent-
lich angekündigten Preise sind die Umsatzsteuer
und sonstige Abgaben einzubeziehen. Das gleiche
gilt für die Endsumme von an Letztverbraucher
gerichteten Anboten und Kostenvoranschlägen.

(3) Die Ersichtlichmachung und öffentliche
Ankündigung von Preisen haben in österrei-
chischer Währung zu erfolgen. Werden die Preise
zusätzlich auch in ausländischer Währung er-
sichtlich gemacht, so ist der Preis in österreichi-
scher Währung mindestens in der gleichen
Schriftgröße anzugeben wie der Preis in aus-
ländischer Währung.

(4) Bei Büchern ausländischer Herkunft, die
nicht in Schaufenstern oder in Schaukästen
außerhalb der Geschäftsräume ausgestellt
werden, und bei periodischen Druckwerken aus-
ländischer Herkunft ist die Angabe des Preises
in ausländischer Währung auf dem Sachgut aus-
reichend, wenn der Umrechnungsschlüssel an gut
sichtbarer Stelle deutlich lesbar angeschlagen ist.

(5) Bei der Ersichtlichmachung und öffent-
lichen Ankündigung von Preisen kann der End-
preis derart aufgegliedert werden, daß Zuschläge
sowie die Umsatzsteuer und sonstige Abgaben
als Teilposten des Endpreises aufscheinen. Für
die Endsumme von Anboten und Kostenvoran-
schlägen gilt dies sinngemäß.

(6) Wenn bei Abwägung der Interessen der
Betroffenen volks- oder betriebswirtschaftliche
Gründe dafür sprechen, kann der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie von
der Verpflichtung zur Ersichtlichmachung der
Preise im Einzelfall durch Bescheid oder generell
durch Verordnung Ausnahmen anordnen oder
durch Verordnung nähere Vorschriften über die
Art der Ersichtlichmachung der Preise für ein-
zelne Branchen oder Gruppen von Unternehmen
innerhalb einer Branche erlassen."

16. Nach dem § 12 ist folgender § 12 a samt
Überschrift einzufügen:

„Kundmachung der Verordnungen

§ 12 a. Verordnungen auf Grund dieses Bun-
desgesetzes sind, sofern sie sich ihrem Inhalt
nach nicht ausschließlich an Verwaltungsbehör-
den wenden, im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung" kundzumachen. Sie treten, sofern nicht
ein späterer Zeitpunkt für ihr Inkrafttreten be-
stimmt ist, mit Beginn des Tages ihrer Kund-
machung in Kraft."

17. Der § 14 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Einer Preistreiberei macht sich schuldig,
wer für Sachgüter oder Leistungen, die un-
mittelbar oder mittelbar der Befriedigung
lebenswichtiger Bedürfnisse dienen (im folgenden
kurz Bedarfsgegenstand und Bedarfsleistung ge-
nannt), ein offenbar übermäßiges Entgelt er-
sichtlich macht, fordert, annimmt oder sich ver-
sprechen läßt. Fortlaufende Bezüge an Gehalt
und Lohn fallen nicht unter dieses Bundes-
gesetz."
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18. Der § 15 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Die Preistreiberei (§ 14) begründet, sofern
sie nicht den Tatbestand einer in die Zuständig-
keit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung
bildet, eine Verwaltungsübertretung."

19. Der § 16 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wer den §§ 9 Abs. 1 oder 2, 10, 11,
11 a Abs. 1 bis 4 erster Satz, 11 b oder 11 c
Abs. 1 bis 5, einer auf Grund der §§ 9 bis 11 c
erlassenen Verordnung oder einer Bedingung
oder Auflage gemäß § 5 zuwiderhandelt, begeht,
sofern die Tat nicht nach § 15 Abs. 1 als Preis-
treiberei zu ahnden ist, eine Verwaltungsüber-
tretung und ist hiefür mit einer Geldstrafe bis
zu 15000 S, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit
mit Arrest bis zu einer Woche zu bestrafen."

20. Der § 19 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
30. Juni 1982 außer Kraft."

21. Der § 19 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die auf Grund des Preisregelungs-
gesetzes 1957, BGBl. Nr. 151, zuletzt geändert
durch Bundesgesetz BGBl. Nr. 804/1974, erlas-
senen Verordnungen bleiben als Bundesgesetze
weiter in Kraft, bis ihren Gegenstand regelnde
Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes
in Wirksamkeit getreten sind, längstens jedoch
bis 31. Dezember 1980. Zum gleichen Zeitpunkt
treten die auf Grund des Preisregelungsgesetzes
vom 17. Juli 1945, StGBl. Nr. 89, und des
Preisregelungsgesetzes 1948, BGBl. Nr. 87, er-
lassenen Verordnungen, soweit sie bis dahin in
Geltung stehen, außer Kraft."

22. Der § 20 hat zu lauten:

„§ 20. Mit der Vollziehung des Art. II sind
1. hinsichtlich des § 5 Abs. 6 der Bundes-

minister für Finanzen,

2. hinsichtlich der §§18 und 19 Abs. 5, soweit
dieser durch die Gerichte zu vollziehen ist,
der Bundesminister für Justiz,

3. hinsichtlich der §§ 7 Abs. 2, 10 Abs. 1
und 17, soweit diese die Vollziehung durch
Bundespolizeibehörden vorsehen, der Bun-
desminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie und der Bundesminister für Inneres,

4. hinsichtlich des § 8 Abs. 1 und der dem
Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz gemäß § 10 Abs. 1 eingeräumten
Befugnisse — nach Maßgabe des § 8 Abs. 2
im Einvernehmen mit den Bundesministern
für Finanzen und für Land- und Forst-
wirtschaft — der Bundesminister für Ge-
sundheit und Umweltschutz,

5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen —
nach Maßgabe des § 8 Abs. 2 im Einver-

nehmen mit den Bundesministern für
Finanzen und für Land- und Forstwirt-
schaft — der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie

betraut."

23. Abschnitt I Z 7 der Anlage hat zu lauten:

„7. Energielieferungen jeder Art, wie elektri-
sche Energie, Gas und Fernwärme, und da-
mit zusammenhängende Nebenleistungen."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1980
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung des Art. I ist die
Bundesregierung betraut. Die Zuständigkeit zur
Vollziehung des Art. II richtet sich nach § 20
des Preisgesetzes.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

2 8 9 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1980, mit
dem das Erdöl-Bevorratungs- und Melde-

gesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie in den Art. II, IV und V des Erdöl-
Bevorratungs- und Meldegesetzes, BGBl. Nr. 318/
1976, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 273/1978 und des Art. II des vorliegenden
Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Voll-
ziehung dieser Vorschriften sind für die Zeit
vom Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes bis zum
30. Juni 1982 auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

1. Art. II des Erdöl-Bevorratungs- und Melde-
gesetzes, BGBl. Nr. 318/1976, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 273/1978 wird wie
folgt geändert:

§ 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Vorratspflichtige haben ab 1. März 1980
je 20% und ab 1. März 1981 sowie ab 1. März
der jeweils folgenden Jahre je 25% des Impor-
tes an Erdöl und den einzelnen Erdölprodukten
im vorangegangenen Kalenderjahr als Pflichtnot-
standsreserven im Inland zu halten."
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2. Art. IV des Erdöl-Bevorratungs- und Melde-
gesetzes hat zu lauten:

„Dieses Bundesgesetz tritt mit 30. Juni 1982
außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1980
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung des Art. I ist die
Bundesregierung betraut. Die Zuständigkeit zur
Vollziehung des Art. II richtet sich nach Art. V
des Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetzes.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

2 9 0 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1980, mit
dem das Energielenkungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie in den Art. II und III des Energie-
lenkungsgesetzes, BGBl. Nr. 319/1976, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 272/1978 und
des Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes ent-
halten sind, sowie die Vollziehung dieser Vor-
schriften sind für die Zeit vom Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes bis 30. Juni 1982 auch in
den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929
etwas anderes vorsieht. Die in Art. II geregel-
ten Angelegenheiten können — unbeschadet der
Stellung des Landeshauptmannes gemäß Art. 102
Abs. 1 B-VG — nach Maßgabe des § 9 von Ein-
richtungen der gesetzlichen Interessenvertretun-
gen im übertragenen Wirkungsbereich und nach
Maßgabe des § 15 von Landeslastverteilern als
Bundesbehörden unmittelbar versehen werden.

Artikel II

Art. II des Energielenkungsgesetzes, BGBl.
Nr. 319/1976, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 272/1978 wird wie folgt geändert:

§ 34 hat zu lauten:

„Dieses Bundesgesetz tritt mit 30. Juni 1982
außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1980
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung des Art. I ist die
Bundesregierung betraut. Die Zuständigkeit zur
Vollziehung des Art. II richtet sich nach Art. III
des Energielenkungsgesetzes.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

2 9 1 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1980,
mit dem das Schrottlenkungsgesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Art. II des Schrottlenkungsge-
setzes, BGBl. Nr. 275/1978, in der Fassung des
Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes enthal-
ten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschrif-
ten sind vom Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bis zum Ablauf des 30. Juni 1982 auch in den
Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bun-
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929
etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften
geregelten Angelegenheiten können unmittelbar
von Bundesbehörden versehen werden.

Artikel II

Das Schrottlenkungsgesetz wird geändert wie
folgt:

1. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. Der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie hat im Rahmen der den
Schrottverbrauchern zugeteilten Jahresquoten
nach Maßgabe des im Inland anfallenden unle-
gierten Eisenschrotts zeitlich befristete Bezugs-
genehmigungen zu erteilen, deren Gültigkeit
bei Ausstellung

a) in den ersten drei Quartalen eines Kalen-
derjahres längstens vier Wochen nach Ab-
lauf des Kalendervierteljahres,

b) im vierten Quartal eines Kalenderjahres
längstens drei Monate nach Ablauf des
Kalenderjahres,

in dem sie ausgestellt wurden, erlischt. Diese
Bezugsgenehmigungen können auch in Form von
Sichtvermerken auf Frachtpapieren erteilt wer-
den."

2. § 22 hat zu lauten:

„§ 22. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf
des 30. Juni 1982 außer Kraft."
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Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1980
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung

und hinsichtlich des Art. II der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg
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